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Öffentliche Bekanntma-
chung des Kreiswahlleiters

des Wahlkreises 196 für
die Wahl zum 16. Deut-

schen Bundestag am 18.
September 2005

Gemäß § 32 Abs. 1 Bundeswahlord-
nung (BWO) gebe ich Folgendes be-
kannt:

I. Landeslisten

1. Wahlvorschlagsrecht
der Parteien

Nach § 18 Abs. 2 Bundeswahlgesetz
(BWG) können Parteien, die im Deut-
schen Bundestag oder einem Landtag
seit deren letzter Wahl nicht aufgrund
eigener Wahlvorschläge ununterbro-
chen mit mindestens fünf Abgeordne-
ten vertreten waren, als solche einen
Wahlvorschlag nur einreichen, wenn
sie spätestens am 02.08.2005 dem
Bundeswahlleiter ihre Beteiligung an
der Wahl schriftlich angezeigt haben
und der Bundeswahlausschuss ihre
Parteieigenschaft festgestellt hat.

Die Anzeige muss den satzungsgemä-
ßen Namen der Partei enthalten und
von mindestens drei Mitgliedern des
Bundesvorstandes, darunter dem Vor-
sitzenden oder seinem Stellvertreter
persönlich und handschriftlich unter-
zeichnet sein. Hat eine Partei keinen
Bundesvorstand, so tritt der Vorstand
der jeweils obersten Parteiorganisation
an die Stelle des Bundesvorstandes.
Die schriftliche Satzung und das
schriftliche Programm der Partei sowie
ein Nachweis über die satzungsgemä-
ße Bestellung des Bundesvorstandes
sind der Anzeige beizufügen.

2. Einreichen von Landeslisten

Landeslisten sind möglichst frühzeitig,
spätestens am 15.08.2005 bis 18.00
Uhr, schriftlich beim Landeswahlleiter
einzureichen. Sie sollen nach dem Mu-
ster der Anlage 20 zur BWO einge-
reicht werden. Landeslisten können
nur von Parteien eingereicht werden
und müssen von mindestens drei Mit-
gliedern des Vorstandes des Landes-
verbandes der Partei, darunter dem
Vorsitzenden oder seinem Stellvertre-
ter, persönlich und handschriftlich un-
terzeichnet sein. Bei Parteien, die kei-
nen Landesverband oder keine ein-
heitliche Landesorganisation haben, ist
die Landesliste von den Vorständen
der nächstniedrigeren Gebietsverbän-
de im Land zu unterzeichnen. Landes-
listen müssen den Namen der einrei-
chenden Partei und, sofern sie eine
Kurzbezeichnung verwendet, auch
diese enthalten. Die Namen der Be-
werber müssen in erkennbarer Rei-
henfolge aufgeführt sein.

Ferner sollen Namen und Anschriften
der Vertrauensperson und ihres Stell-
vertreters angegeben sein.

Landeslisten von Parteien, die im
Deutschen Bundestag oder einem
Landtag seit deren letzter Wahl nicht
aufgrund eigener Wahlvorschläge un-
unterbrochen mit mindestens fünf Ab-
geordneten vertreten waren, müssen
von mindestens 1965 Wahlberechtig-
ten des Landes persönlich und hand-
schriftlich unterzeichnet sein.

Die Unterschriften sind auf amtlichen
Formblättern, die vom Landeswahllei-
ter auf Anforderung kostenfrei geliefert
werden, zu erbringen. Bei der Anforde-
rung ist zu bestätigen, dass die Auf-
stellung der Landesliste entsprechend
den gesetzlichen Bestimmungen (§ 21
in Verbindung mit § 27 Abs. 5 BWG) in
einer Mitglieder- oder einer besonde-
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ren oder allgemeinen Vertreterver-
sammlung erfolgt ist.

Die Wahlberechtigten, die eine Lan-
desliste unterstützen, müssen die Er-
klärung auf dem Formblatt persönlich
und handschriftlich unterzeichnen; ne-
ben der Unterschrift sind Familienna-
me, Vornamen, Tag der Geburt und
Anschrift (Hauptwohnung) des Unter-
zeichners anzugeben. Für jeden Un-
terzeichner ist auf dem Formblatt oder
gesondert eine Bescheinigung der
Gemeindebehörde, bei der der Unter-
zeichner gemeldet ist, beizufügen,
dass er im Land Thüringen wahlbe-
rechtigt ist. Gesonderte Wahlrechtsbe-
scheinigungen sind von der Partei bei
Einreichung der Landesliste mit den
Unterstützungsunterschriften zu ver-
binden. Die Bescheinigungen des
Wahlrechts der Unterzeichner müssen
bei Einreichung der Landesliste vorlie-
gen; sie können nach Ende der Einrei-
chungsfrist grundsätzlich nicht nachge-
reicht werden.

3. Anlagen zur Landesliste

Der Landesliste sind beizufügen:

a) Die Erklärungen der vorgeschla-
genen Bewerber, dass sie ihrer
Aufstellung zustimmen und für
keine andere Landesliste ihre Zu-
stimmung als Bewerber gegeben
haben (Anlage 22 der BWO),

b) die Bescheinigungen der zustän-
digen Gemeindebehörden, dass
die vorgeschlagenen Bewerber
wählbar sind (Anlage 16 der
BWO),

c) eine Ausfertigung der Nieder-
schrift über die Beschlussfassung
der Mitglieder- oder Vertreterver-
sammlung (Anlage 23 der BWO),
in der die Bewerber aufgestellt
worden sind und ihre Reihenfolge

auf der Landesliste festgelegt
worden ist, mit den nach § 21
Abs. 6 BWG vorgeschriebenen
Versicherungen an Eides Statt
(Anlage 24 der BWO),

d) sofern erforderlich (vgl. Ziffer 2),
mindestens 1965 Unterstüt-
zungsunterschriften nebst Be-
scheinigung des Wahlrechts der
Unterzeichner (Anlage 21 der
BWO).

Die Vordrucke für die Landesliste und
ihre Anlagen werden auf Anforderung
vom Landeswahlleiter kostenfrei ge-
liefert.

II. Kreiswahlvorschläge

1. Wahlvorschlagsrecht

Kreiswahlvorschläge können gemäß §
18 Abs. 1 BWG von Parteien und von
Wahlberechtigten (andere Kreiswahl-
vorschläge) eingereicht werden.

Parteien, die im Deutschen Bundestag
oder einem Landtag seit deren letzter
Wahl nicht aufgrund eigener Wahlvor-
schläge ununterbrochen mit minde-
stens fünf Abgeordneten vertreten wa-
ren, können gemäß § 18 Abs. 2 BWG
als solche einen Wahlvorschlag nur
einreichen, wenn sie spätestens am
02.08.2005 dem Bundeswahlleiter ihre
Beteiligung an der Wahl angezeigt ha-
ben und der Bundeswahlausschuss
ihre Parteieigenschaft festgestellt hat.
Die Anzeige muss den satzungsmäßi-
gen Namen der Partei enthalten. Die
schriftliche Satzung und das schriftli-
che Programm der Partei sowie ein
Nachweis über die satzungsgemäße
Bestellung des Bundesvorstandes sind
der Anzeige beizufügen. Die Anzeige
muss von mindestens drei Mitgliedern
des Bundesvorstandes, darunter dem
Vorsitzenden oder seinem Stellvertre-
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ter, persönlich und handschriftlich un-
terzeichnet sein.
Eine Partei kann in jedem Wahlkreis
nur einen Kreiswahlvorschlag mit ei-
nem Bewerber einreichen. Jeder Be-
werber kann nur in einem Wahlkreis
und hier nur in einem Kreiswahlvor-
schlag benannt werden.

2. Einreichen von Kreiswahlvor-
schlägen

Kreiswahlvorschläge sind möglichst
frühzeitig, spätestens jedoch am
15.08.2005 bis 18.00 Uhr, schriftlich
beim Kreiswahlleiter einzureichen. Sie
sollen nach dem Muster der Anlage 13
zur BWO eingereicht werden und müs-
sen enthalten:

a) Familienname, Vornamen, Beruf
oder Stand, Tag der Geburt, Ge-
burtsort und Anschrift
(Hauptwohnung) des Bewerbers,

b) den Namen der einreichenden
Partei und, sofern sie eine Kurz-
bezeichnung verwendet, auch
diese, bei anderen Kreiswahlvor-
schlägen deren Kennwort.

Ferner sollen Namen und Anschriften
der Vertrauensperson und ihres Stell-
vertreters angegeben sein.

Kreiswahlvorschläge von Parteien
müssen von mindestens drei Mitglie-
dern des Vorstandes des Landesver-
bandes der Partei, darunter dem Vor-
sitzenden oder seinem Stellvertreter,
persönlich und handschriftlich unter-
zeichnet sein. Hat eine Partei im Land
keinen Landesverband oder keine ein-
heitliche Landesorganisation, so ist der
Kreiswahlvorschlag von den Vorstän-
den der nächstniedrigeren Gebietsver-
bände, in deren Bereich der Wahlkreis
liegt, zu unterzeichnen. Kreiswahlvor-
schläge von Parteien, die im Deut-
schen Bundestag oder einem Landtag
seit deren letzter Wahl nicht aufgrund

eigener Wahlvorschläge ununterbro-
chen mit mindestens fünf Abgeordne-
ten vertreten waren, müssen außer-
dem von mindestens 200 Wahlberech-
tigten des Wahlkreises persönlich und
handschriftlich unterzeichnet sein.
Andere Kreiswahlvorschläge müssen
ebenfalls von mindestens 200 Wahlbe-
rechtigten des Wahlkreises persönlich
und handschriftlich unterzeichnet sein,
wobei die ersten drei Unterzeichner
des Wahlvorschlags ihre Unterschriften
auf dem Kreiswahlvorschlag selbst zu
leisten haben.

Muss ein Kreiswahlvorschlag von min-
destens 200 Wahlberechtigten unter-
zeichnet sein, so sind die Unterschrif-
ten, sofern sie nicht auf dem Wahlvor-
schlag selbst zu leisten sind, auf amtli-
chen Formblättern, die vom Kreis-
wahlleiter auf Anforderung kostenfrei
geliefert werden, zu erbringen. Bei der
Anforderung sind Familienname, Vor-
namen und Anschrift (Hauptwohnung)
des vorzuschlagenden Bewerbers an-
zugeben. Als Bezeichnung des Trä-
gers des Wahlvorschlags sind außer-
dem bei Parteien deren Namen und,
sofern sie eine Kurzbezeichnung ver-
wenden, auch diese, bei anderen
Kreiswahlvorschlägen deren Kennwort
anzugeben. Parteien haben ferner die
Aufstellung des Bewerbers in einer
Mitglieder- oder einer besonderen oder
allgemeinen Vertreterversammlung
nach § 21 BWG zu bestätigen (Anlage
17 der BWO).

Die Wahlberechtigten, die einen
Kreiswahlvorschlag unterstützen, müs-
sen die Erklärung auf dem Formblatt
(Anlage 14 der BWO) persönlich und
handschriftlich unterzeichnen; neben
der Unterschrift sind Familienname,
Vornamen, Tag der Geburt und An-
schrift (Hauptwohnung) des Unter-
zeichners anzugeben.
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Für jeden Unterzeichner ist auf dem
Formblatt oder gesondert eine Be-
scheinigung der Gemeindebehörde,
bei der der Unterzeichner im Wähler-
verzeichnis eingetragen ist, beizufü-
gen, dass er im Wahlkreis wahlberech-
tigt ist. Gesonderte Wahlrechtsbe-
scheinigungen sind vom Träger des
Wahlvorschlags bei Einreichung des
Kreiswahlvorschlags mit den Unter-
stützungsunterschriften zu verbinden.
Die Bescheinigungen des Wahlrechts
der Unterzeichner müssen bei Einrei-
chung des Kreiswahlvorschlags vorlie-
gen; sie können nach Ende der Einrei-
chungsfrist grundsätzlich nicht nachge-
reicht werden.

3. Anlagen zum Kreiswahlvor-
schlag

Dem Kreiswahlvorschlag sind beizufü-
gen:

a) Die Erklärung des vorgeschlage-
nen Bewerbers, dass er seiner
Aufstellung zustimmt und für kei-
nen anderen Wahlkreis seine Zu-
stimmung zur Benennung als
Bewerber gegeben hat (Anlage
15 der BWO),

b) die Bescheinigung der zuständi-
gen Gemeindebehörde, dass der
vorgeschlagene Bewerber wähl-
bar ist (Anlage 16 der BWO),

c) bei Kreiswahlvorschlägen von
Parteien eine Ausfertigung der
Niederschrift über die Be-
schlussfassung der Mitglieder-
oder Vertreterversammlung (An-
lage 17 der BWO), in der der Be-
werber aufgestellt worden ist, mit
den nach § 21 Abs. 6 BWG vor-
geschriebenen Versicherungen
an Eides Statt (Anlage 18 der
BWO),

d) sofern erforderlich (vgl. Ziffer 2),
mindestens 200 Unterstützungs-
unterschriften nebst Bescheini-
gungen des Wahlrechts der Un-
terzeichner (Anlage 14 der BWO).

Die Vordrucke für den Kreiswahlvor-
schlag und ihre Anlagen werden auf
Anforderung vom Kreiswahlleiter ko-
stenfrei geliefert.

Gesetzliche Grundlagen

Gesetzliche Grundlagen für die
Durchführung der Bundestagswahl
2005 sind:

- das Bundeswahlgesetz in der
Fassung der Bekanntmachung
vom 23. Juli 1993 (BGBl. I S.
1288, 1594), zuletzt geändert
durch Artikel 11 Nr. 2 des Geset-
zes vom 30. Juli 2004 (BGBl. I S.
1950)

- die Bundeswahlordnung in der
Fassung der Bekanntmachung
vom 19. April 2002 (BGBl. I S.
1376) zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 27. August 2002
(BGBl. I S. 3429) und

- die Verordnung über den Einsatz
von Wahlgeräten bei Wahlen zum
Deutschen Bundestag und der
Abgeordneten des Europäischen
Parlaments aus der Bundesrepu-
blik Deutschland (Bundeswahlge-
räteverordnung - BWahlGV) vom
3. September 1975 (BGBl. I S.
2459), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 20. April 1999
(BGBl. I S. 749).
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Anschriften des Landes- und des
Bundeswahlleiters

Die Anschrift des Landeswahlleiters
Thüringen lautet:

Der Landeswahlleiter Thüringen
Europaplatz 3
99091 Erfurt
Postanschrift: Der Landeswahl-

leiter Thüringen
PF 90 01 63,
99104 Erfurt

Telefonnummer: 0361 / 37 73 60 00
Telefax: 0361 / 37 73 60 16

Internet:
http://www.tls.thueringen.de

Die Anschrift des Bundeswahlleiters
lautet:

Der Bundeswahlleiter
Gustav-Stresemann-Ring 11
65189 Wiesbaden

Postanschrift: Der Bundeswahl-
leiter
65180 Wiesbaden

Telefonnummer: 0611 / 75 21 00
Telefax: 0611 / 72 40 00

Internet:
http://www.destatis.de/wahlen

Anschrift des Kreiswahlleiters

Die Anschrift des Kreiswahlleiters des
Wahlkreises 196 lautet:

Landratsamt Greiz
Der Kreiswahlleiter
Dr.-Rathenau-Platz 11
07973 Greiz

Postanschrift: Landratsamt Greiz
Der Kreiswahlleiter
PF 13 52
07962 Greiz

Telefonnummer:   03661/876-115
Telefax:    03661/876-222

Internet:    
http://www.landkreis-greiz.de.

Greiz, 26. Juli 2005

Siegmund Vogel
Kreiswahlleiter
des Wahlkreises 196
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Der Kreiswahlleiter
Wahlkreis 196
Greiz – Altenburger Land

Bekanntmachung
über die Sitzung des Kreiswahlaus-
schusses für die Wahl des 16. Deut-
schen Bundestages am 18. 09. 2005
des Wahlkreises 196 Greiz–Alten-
burger Land

Der Kreiswahlausschuss tritt am Frei-
tag, dem 19. August 2005, 15.00 Uhr
im Landratsamt Greiz, Dr.–
Rathenau–Platz 11 (Eingang über
Weberstraße 1), Zimmer 112, zur

 Entscheidung über die Zulassung der
eingereichten Kreiswahlvorschläge des
Wahlkreises 196 Greiz–Altenburger
Land für die Wahl des 16. Deutschen
Bundestages zusammen.

Die Sitzung des Kreiswahlausschusses
ist öffentlich.

Greiz, den 26. Juli 2005

Siegmund Vogel
Kreiswahlleiter
des Wahlkreises 196
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Gebührensatzung zur
Wasserbenutzungssatzung

des Zweckverbandes
Trinkwasserversorgung

und Abwasserbeseitigung
Weiße Elster – Greiz (TA-

WEG)
(GS-WBS)

vom 22.06.2005

Aufgrund der §§ 2, 12 und 14 des
Thüringer Kommunalabgabengeset-
zes (ThürKAG) erlässt der Zweck-
verband TAWEG folgende Satzung:

§ 1 Abgabenerhebung

Der Zweckverband erhebt nach Maß-
gabe dieser Satzung:

1. Benutzungsgebühren für die Be-
nutzung der öffentlichen Wasserver-
sorgungseinrichtung

(Grundgebühren und Ver-
brauchsgebühren),

2. Kosten für Grundstücksanschlüs-
se, soweit sie nicht Teil der öffentlichen
Wasserversor-

gungseinrichtungen sind.

§ 2 Gebührenerhebung

Der Zweckverband erhebt für die Be-
nutzung der öffentlichen Wasserver-
sorgungseinrichtung Grund- und Ver-
brauchsgebühren.

§ 3 Grundgebühr

(1) Die Grundgebühr wird nach dem
Nenndurchfluss (Qn) der verwendeten
Wasserzähler berechnet. Befinden sich
auf einem Grundstück nicht nur vor-

übergehend mehrere Wasseran-
schlüsse, so wird die Grundgebühr
nach der Summe des Nenndurchflus-
ses der einzelnen Wasserzähler be-
rechnet. Soweit Wasserzähler nicht
eingebaut sind, wird der Nenndurch-
fluss geschätzt, der nötig wäre, um die
mögliche Wasserentnahme messen zu
können.

(2) Die Grundgebühr beträgt bei der
Verwendung von Wasserzählern mit
Nenndurchfluss inklusive der gesetzli-
chen Umsatzsteuer

QN 2.5                     133,54 Euro/Jahr
QN 6.0                     320,49 Euro/Jahr
QN 10.0                   534,14 Euro/Jahr
QN 15.0                   801,22 Euro/Jahr
QN 25.0                1.335,36 Euro/Jahr
QN 40.0                2.136,58 Euro/Jahr
QN 60.0                3.204,86 Euro/Jahr

§ 4 Verbrauchsgebühr

(1) Die Verbrauchsgebühr wird nach
der Menge des aus der öffentlichen
Wasserversorgungseinrichtung ent-
nommenen Wassers berechnet.

(2) Der Wasserverbrauch wird durch
Wasserzähler festgehalten. Er ist
durch den Zweckverband zu schätzen,
wenn

1. ein Wasserzähler nicht vorhan-
den ist oder

2. der Zutritt zum Wasserzähler
oder dessen Ablesung nicht er-
möglicht wird oder

3. sich konkrete Anhaltspunke dafür
ergeben, dass der Wasserzäh-
ler den wirklichen Wasserver-
brauch nicht angibt.

(3) Die Gebühr beträgt inklusive der
gesetzlichen Umsatzsteuer 2,41 Euro
pro m³ entnommenen Wassers.

(4) Wird ein Bauwasserzähler oder ein
sonstiger beweglicher Wasserzähler
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verwendet, so beträgt die Gebühr in-
klusive der gesetzlichen Umsatzsteuer
3,35 Euro pro m³ entnommenen Was-
sers.

§ 5 Entstehen der Gebührenschuld

(1) Die Verbrauchsgebührenschuld
entsteht mit dem Verbrauch.

(2) Die Grundgebührenschuld entsteht
erstmals mit dem Tag, der auf den
Zeitpunkt der betriebsfertigen Herstel-
lung des Anschlusses folgt. Der
Zweckverband teilt dem Gebühren-
schuldner diesen Tag schriftlich mit. Im
Übrigen entsteht die Grundgebühren-
schuld mit dem Beginn eines jeden
Tages in Höhe eines Tagesbruchteils
der Jahresgrundgebührenschuld.

§ 6 Gebührenschuldner

(1) Gebührenschuldner ist, wer im
Zeitpunkt des Entstehens der Gebüh-
renschuld Eigentümer des Grund-
stücks oder ähnlich zur Nutzung des
Grundstücks dinglich berechtigt ist.
Gebührenschuldner ist auch der Inha-
ber eines auf dem Grundstück befindli-
chen Betriebes. Mehrere Gebühren-
schuldner sind Gesamtschuldner.

(2) Soweit Abgabepflichtiger der Ei-
gentümer oder Erbbauberechtigte ei-
nes Grundstücks ist und dieser nicht
im Grundbuch eingetragen ist oder
sonst die Eigentums- oder Berechti-
gungslage ungeklärt ist, so ist derjeni-
ge abgabenpflichtig, der im Zeitpunkt
des Entstehens der Abgabepflicht der
Besitzer des betroffenen Grundstücks
ist. Bei einer Mehrheit von Besitzern ist
jeder entsprechend der Höhe seines
Anteils am Mitbesitz zur Abgabe ver-
pflichtet.

§ 7 Abrechnung, Fälligkeit, Voraus-
zahlung

(1) Der verbrauch wird jährlich ab-
gerechnet. Die Grund- und Ver-
brauchsgebühr wird einen

            Monat nach Bekanntgabe des
Gebührenbescheides fällig

(2) Auf die Gebührenschuld sind zum
15.04., 15.06., 15.08., 15.10. und
15.12. jeden Jahres Vor-
      auszahlungen in Höhe eines Fünf-
tels der Jahresabrechnung des Vorjah-
res zu leisten. Fehlt
      eine solche Vorjahresberechnung,
so setzt der Zweckverband die Höhe
der Vorauszahlungen
      unter Schätzung des Jahresge-
samtverbrauches fest.

§ 8 Erstattung der Kosten für
Grundstücksanschlüsse

(1) Die Aufwendungen für die Herstel-
lung, Anschaffung, Verbesserung, Er-
neuerung, Verände-
      rung und Beseitigung sowie für die
Unterhaltung des Teils des Grund-
stücksanschlusses im
      Sinne des § 3 WBS, der sich nicht
im öffentlichen Straßengrund befindet,
sind dem Zweck-
      verband in der jeweils tatsächlich
entstandenen Höhe zu erstatten.

(2) Der Erstattungsanspruch entsteht
mit Abschluss der jeweiligen Maßnah-
me. Schuldner ist, wer im Zeitpunkt
des Entstehens des Erstattungsan-
spruchs Eigentümer des Grundstücks
oder Erbbauberechtigter ist.

(3) Der Erstattungsanspruch wird einen
Monat nach Bekanntgabe des Be-
scheides fällig.
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§ 9 Pflichten der Gebührenschuld-
ner

Die Gebühenschuldner sind verpflich-
tet, dem Zweckverband für die Höhe
der Schuld maßgebliche Veränderun-
gen unverzüglich zu melden und über
den Umfang dieser Veränderungen
Auskunft zu erteilen.

§ 10 In-Kraft-Treten

(1) Die Satzung tritt am 01.04.2005 in
Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom
11.02.2004 außer Kraft.

Dr. Hemmann
Verbandsvorsitzender
Greiz, 22.06.2005

Vollzug des Staatsvertra-
ges zum Lotteriewesen in
Deutschland – Lotterie-
staatsvertrag – vom 18.
Dezember 2003 (GVBl. Nr.
7 S. 333)

Erlaubnisbedürftigkeit von Lotterien
und Ausspielungen

Momentan ist wieder einmal die Zeit
angebrochen, in der zahlreiche Ver-
eins-, Dorf- und Kinderfeste durchge-
führt werden. In diesem Zusammen-
hang möchte wir auf die Erlaubnisbe-
dürftigkeit von Ausspielungen und
Tombolas, die im Rahmen solcher
Festlichkeiten oftmals von Vereinen

zur Aufbesserung ihrer finanziellen
Mittel durchgeführt werden, hinweisen.

Ein Glücksspiel liegt nach § 3 Abs. 1
Staatsvertrag zum Lotteriewesen in
Deutschland (Lotteriestaatsvertrag)
regelmäßig dann vor, wenn im Rah-
men eines Spiels für den Erwerb einer
Gewinnchance ein Entgelt verlangt
wird und die Entscheidung über den
Gewinn ganz oder überwiegend vom
Zufall abhängt. Ein Glücksspiel ist im-
mer dann erlaubnisbedürftig, wenn es
öffentlich veranstaltet wird. Der Tatbe-
stand der Öffentlichkeit ist nach § 3
Abs. 2 Lotteriestaatsvertrag dann er-
füllt, wenn für einen größeren, nicht
geschlossenen Personenkreis eine
Teilnahmemöglichkeit besteht oder es
sich um gewohnheitsmäßig veranstal-
tete Glücksspiele in Vereinen oder
sonstigen geschlossenen Gesell-
schaften handelt.

Sollte Sie im Rahmen einer Vereinsfei-
er oder eines Dorffestes o.ä. beabsich-
tigt sein, eine öffentliche Ausspielung
durchzuführen, sind nachfolgend auf-
geführte Unterlagen beim Landratsamt
Greiz einzureichen:

1. ausgefülltes Antragsformular

Das Antragsformular für die Ertei-
lung einer Ausspielungserlaubnis
ist  im
Landratsamt Greiz
Ordnungsamt
Dr.-Rathenau-Platz 11
07973 Greiz

     erhältlich.

2. aktuelle Bescheinigung der
Gemeinnützigkeit vom Finanz-
amt

Da durch den Gesetzgeber festge-
legt wurde, dass Ausspielungen nur
von gemeinnützigen Trägern für
gemeinnützige Zwecke durchge-



Amtsblatt für den Landkreis Greiz, Jahrg. 12, Nr. 10 vom 26.07.2005, S. 105

führt werden dürfen, muss der An-
tragsteller seine Gemeinnützigkeit
nachweisen. Dieser Nachweis er-
folgt durch eine Bescheinigung der
Gemeinnützigkeit durch das zu-
ständige Finanzamt, deren Aus-
stellungstag nicht länger als 5 Jah-
re zurückliegen darf.

Die Durchführung einer Tombo-
la/Ausspielung durch Vereine, die
nicht gemeinnützig im Sinne der
Abgabenordnung sind, bzw. durch
Gewerbetreibende ist nicht erlaub-
nisfähig, selbst, wenn der Veran-
stalter versichert, den Ertrag der
Tombola /Ausspielung für gemein-
nützige Zwecke verwenden zu
wollen.

3. Kostenplan

Der Kostenplan soll die voraus-
sichtlich entstehenden Ausgaben
für den Kauf der Sachpreise und
alle anderen mit der Ausspie-
lung/Tombola verbundenen Kosten
(z.B. Kosten für die Herstellung von
Losen, Organisationskosten), un-
abhängig woraus diese beglichen
werden, ausweisen. Aus der Diffe-
renz von Einnahmen und Ausgaben
ermittelt sich letztlich der Reiner-
trag.

4. Gewinnplan

Der Gewinnplan soll die voraus-
sichtlichen Einnahmen aus den
Losverkäufen ausweisen.

Dem Gewinnplan ist eine Gewinnli-
ste beizufügen, in welcher die Be-
zeichnung des Sachgewinns, des-
sen Wert und dessen Herkunft (ge-
spendet, gekauft, teilweise gespen-
det) aufzuführen sind.

Dabei ist zu beachten, dass der
Reinertrag und die Summe, die für
den Erwerb der Sachpreise aufge-
wendet wird, mindestens je 30 %
des Spielkapitals (= Einnahmen
aus Losverkäufen) betragen.

Die gesamten Formulare und Aufli-
stungen sollten dem Landratsamt
Greiz bis spätestens 3 Wochen vor
Durchführung der Ausspielung zuge-
hen. Hier wird anhand der eingereich-
ten Unterlagen das Vorliegen der Er-
laubnisfähigkeit geprüft und der ge-
samte Antrag an das Landesverwal-
tungsamt in Weimar weitergeleitet. Von
hier erhalten die Antragsteller dann
ihren Bescheid.

Abschließend sei noch darauf hinge-
wiesen, dass die Durchführung einer
unerlaubten Tombola/Ausspielung den
Straftatbestand des § 287 StGB erfüllt
und mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah-
ren oder mit Geldstrafe geahndet wer-
den kann.


